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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. November 1963 

6 _ 68070 — 6283/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 37 des Rats über die Kriterien für die Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Arten von Mehl, Grohgrieß 
und Feingrieß. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 22. Oktober 1963 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich am 12./15. November 1963. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Ergänzung der Verordnung Nr. 37 des Rats über die 
Kriterien für die Festsetzung der Schwellenpreise für be- 
stimmte Arten von Mehl, Grobgrieß und Feingrieß 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide ^), insbesondere auf 
Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 37 des Rats “) sieht 
vor, daß bei der Festsetzung des Schwellenpreises 
für Grobgrieß und Feingrieß von Weichweizen 
namentlich das Mittel zwischen den durchschnitt- 
lichen Marktpreisen für Grobgrieß und den 
durchschnittlichen Marktpreisen für Feingrieß be- 
rücksichtigt wird; es kann Vorkommen, daß aus- 
reichende Angaben über die durchschnittlichen 
Marktpreise für diese Erzeugnisse in einem Mit- 
gliedstaat fehlen; zu diesem Zweck ist es angebracht, 
von der durchschnittlich und pauschal festgesetzten 
Relation auszugehen, die zwischen dem Weizen- 
mehlpreis und dem Preis dieser Erzeugnisse in den 
Mitgliedstaaten, die einen Markt für diese Erzeug- 
nisse haben, besteht. 

Artikel 23 Absatz 4 der Verordnung Nr. 19 des 
Rats sieht für den Fall, daß in einem Mitgliedstaat 
bei Inkrafttreten der gleichen Verordnung die End- 
verbraucher für eingeführtes Getreide nicht den für 
inländisches Getreide gültigen Preis zahlen, vor, daß 
dieser Mitgliedstaat ungeachtet des Ursprungs des 
betreffenden Getreides ausschließlich für den In- 
landsverbrauch eine einheitliche Subvention gewäh- 
ren kann; bei seiner Beschlußfassung über die nach 
Artikel 8 Absatz 2 zu treffenden Maßnahmen legt 
der Rat in diesem Fall die erforderlichen Anpas- 
sungen fest. 

Diese Anpassungen sind in der Verordnung Nr. 37 
des Rats über die Kriterien für die Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Arten von Mehl, 
Grobgrieß und Feingrieß nicht vorgesehen worden; 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 943/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 52 
vorn 30. Juni 1962, S. 1553/62 


es ist deshalb notwendig, diese Verordnung zu die- 
sem Zweck ändern. 

Bei der Gewährung einer Subvention für Getreide 
zur Herstellung von Mehl, Grobgrieß oder Feingrieß 
in Anwendung von Artikel 23 Absatz 4 der Ver- 
ordnung Nr. 19 des Rats ist es zweckmäßig, jede Un- 
gleichheit zwischen nationalen und eingeführten 
Erzeugnissen zu vermeiden und zu diesem Zweck 
die Gewährung derselben Subvention nach densel- 
ben Kriterien und unter denselben Bedingungen für 
Mehl, Grobgrieß und Feingrieß, die eingeführt wer- 
den, vorzusehen, da der Betrag der Subvention 
gleich der Auswirkung der Subvention auf die 
Menge des für die Berechnung des Schwellenpreises 
jedes dieser Erzeugnisse zugrunde gelegten Getrei- 
des ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 4 der Verordnung Nr. 37 des Rats über 
die Kriterien für die Festsetzung der Schwellen- 
preise für bestimmte Arten von Mehl, Grobgrieß 
und Feingrieß wird folgender Absatz angefügt: 

„Beim Fehlen ausreichender Angaben über die 
durchschnittlichen Marktpreise für Grobgrieß und 
für Feingrieß von Weichweizen entspricht jedoch 
der Schwellenpreis dieser Erzeugnisse dem Schwel- 
lenpreis für Weizenmehl zuzüglich 8 v. H." 


Artikel 2 

In die Verordnung Nr. 37 des Rats wird folgen- 
der Artikel 5 a eingefügt: 

„Artikel 5 a 

Wendet ein Mitgliedstaat für Getreide zur Her- 
stellung von Mehl, Grobgrieß oder Feingrieß 
Artikel 23 Absatz 4 der Verordnung Nr. 19 an, so 
wendet er dieses Verfahren ebenfalls und unter 
denselben Bedingungen auf Mehl, Grobgrieß und 
Feingrieß an, die eingeführt werden. Der Betrag 
der Subvention entspricht 

— für Weizenmehl und für Grobgrieß und Fein- 
grieß aus Weichweizen der Subvention auf die 
Getreidemenge, die für die Berechnung des 
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Schwellenpreises von Weizenmehl zugrunde 
gelegt wird, 

— für Roggenmehl und Grobgrieß und Feingrieß 
aus Hartweizen der Subvention auf die Ge- 
treidemenge, die für die Berechnung des 
Schwellenpreises dieser Erzeugnisse zugrunde 
gelegt wird." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 


I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
! bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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